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Einleitung 
 

Zu den Grundprinzipien unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung zählt 

die Gewährleistung und Achtung der Grund- und Menschenrechte. Hierzu zählt 

vor allem die Unantastbarkeit der Menschenwürde gem. Art. 1 Abs. 1 GG, aber 

auch die freie Entfaltungsmöglichkeit der eigenen Persönlichkeit gem. Art. 2 Abs. 
1 GG. In diesem Zusammenhang steht auch das Selbstbestimmungsrecht des Ein-

zelnen. Diese verfassungsrechtlich gewährleisteten Grundrechte gelten jedoch 

nicht absolut, sondern stehen in einem Spannungsverhältnis zu anderen 

Verfassungsgütern. So erläutert das BVerfG: „Die Achtung vor dem grund-

legenden, auch das eigene Lebensende umfassenden Selbstbestimmungsrecht 

[…] tritt in Kollision zu der Pflicht des Staates, […] das hohe Rechtsgut Leben 
zu schützen.“1 

Die vorliegende Arbeit soll nicht das Selbstbestimmungsrecht aus verfassungs-

rechtlicher Perspektive untersuchen, sondern vielmehr den Blick auf die Aus-

wirkungen der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts auf das Strafrecht richten. 

Dieses zeigt sich im Strafrecht auf unterschiedliche Art und Weise, so dass sich 

in all diesen Konstellationen die Frage nach der Strafbarkeit stellt.  
Eine Ausprägung ist in der rechtfertigenden Einwilligung zu sehen, die eine Straf-

barkeit des Täters entfallen lässt.2 Das Selbstbestimmungsrecht gibt dem 

Grundrechtsträger die Befugnis, über seine Individualrechtsgüter nach Belieben 

zu verfügen.3 Durch die Preisgabe seines schützenswerten Rechtsguts ist mangels 

Schutzwürdigkeit des Opfers eine Strafbarkeit ausgeschlossen. Ob die Ausübung 

des Selbstbestimmungsrechts in Form der Einwilligung den Tatbestand oder erst 
die Rechtswidrigkeit entfallen lässt, ist in diesem Zusammenhang irrelevant, da 

im Ergebnis eine Straflosigkeit des Täters die Folge ist.4 

Eine weitere Ausübung des Selbstbestimmungsrechts stellt die eigen-

verantwortliche Selbstgefährdung und auch Selbstschädigung des Opfers dar, da 

hier ebenfalls die geschützten Rechtsgüter aufgrund der Autonomie des Indivi-

duums preisgegeben werden. Es stellt sich die Frage, ob und wann die Mitwirkung 

1  BVerfG NJW 2020, 905. 
2  Sternberg-Lieben, Die objektiven Schranken, S. 17 ff.; Kühl, Strafrecht AT, § 9 Rn. 20; Roxin, 

Strafrecht AT I, § 13 Rn. 12 ff. 
3  Kühl, Strafrecht AT, § 9 Rn. 20. 
4  Vertiefend zum Streit um die rechtliche Einordnung der Einwilligung vgl. Roxin, Strafrecht AT 

I, § 13 Rn. 11 ff. 



 

an einer solchen Selbstgefährdung oder -schädigung eine Strafbarkeit des 

Mitwirkenden nach sich zieht. Eine der Selbstgefährdung ähnliche – ebenfalls 

einen Ausfluss der Selbstbestimmungsfreiheit des Einzelnen darstellende – 

Rechtsfigur ist die einverständliche Fremdgefährdung. Das StGB enthält auch 

Strafnormen, die das Selbstbestimmungsrecht des Opfers tangieren und 

einschränken. Zu denken ist hier zunächst an die Tötung auf Verlangen gem.  
§ 216 StGB, die eine Strafmilderung vorsieht, wenn das Opfer die Fremdtötung 

ausdrücklich und ernstlich verlangt und den Täter hierzu bestimmt hat. Das 

Selbstbestimmungsrecht des Opfers wurde durch ein weiteres Gesetz in jüngerer 

Zeit erneut eingeschränkt, indem § 217 StGB die geschäftsmäßige Förderung der 

Selbsttötung unter Strafe stellt und dem Suizidwilligen somit die Hinzuziehung 

eines geschäftsmäßigen Suizidhelfers zur Lebensbeendigung verwehrt. Das 
BVerfG hat die Vorschrift für verfassungswidrig erklärt. 

Im Strafrecht stehen in all diesen Konstellationen zwei Komponenten im 

Spannungsverhältnis: einerseits die grundrechtlich gewährte Freiheit des einzel-

nen mündigen Grundrechtsträger zur Disposition über seine Rechtsgüter und so-

mit zur Freiheitsausübung, andererseits der Schutz dieser gewährten Rechtsgüter 

vor dem Bürger selbst, insbesondere vor seiner Unvernunft und seinem leicht-
fertigen Umgang mit diesen Rechtsgütern. Wie die Auswertung der Rspr. zeigen 

wird, ist in praktisch relevanten Fällen oftmals das Rechtsgut Leben als Folge der 

Ausübung des Selbstbestimmungsrechts betroffen, so dass vorliegend das 

Spannungsverhältnis zwischen dem Selbstbestimmungsrecht des Opfers und dem 

strafrechtlichen Schutz des Lebens untersucht werden soll.  

Hierzu soll methodisch die gesamte höchstrichterliche Rspr. zur eigen-
verantwortlichen Selbstgefährdung und einverständlichen Fremdgefährdung un-

tersucht und ausgewertet werden. Ein solches induktives Vorgehen ist notwendig, 

um die für die Praxis relevanten Fallkonstellationen zu bestimmen und die Exis-

tenz von dogmatischen Ungenauigkeiten in der Argumentation der Recht-

sprechung aufzuzeigen. Eine vollumfängliche Auswertung der Rspr. führt außer-

dem dazu, dass empirisch belegte Aussagen zur Rechtslage und Judikatur getrof-
fen werden können, wohingegen ansonsten, methodisch angreifbar, oftmals nur 

Mutmaßungen angestellt werden können. Auch kann die isolierte Betrachtung ei-

ner einzelnen Entscheidung zu einer bestimmten Problematik das Gesamtbild ver-

zerren, was durch eine vollständige Rechtsprechungsanalyse vermieden wird.  



Zudem kann die Betrachtung einer einzelnen Entscheidung gerade bei einer 

uneinheitlichen Rechtsprechung zu unzutreffenden Aussagen führen. 

 

In der vorliegenden Arbeit wurde die Judikatur berücksichtigt, die in der gängigen 

Literatur angeführt wird5; es darf angenommen werden, dass diese angeführten 

Urteile repräsentativ für die unbekannte Zahl aller existierenden Entscheidungen 
bzgl. des Themenkreises sind. Die untersuchten Urteile bilden in ihrer Gesamtheit 

eine hinreichende Grundlage, um aufzuzeigen, inwiefern die Rechtsprechung das 

angesprochene Spannungsverhältnis löst und mit welcher Argumentation die 

Ergebnisse begründet werden. Konzeptionell wird die Rechtsprechung nicht nur 

nach dem Themenkreis gruppiert, sondern auch im Hinblick auf das sich wieder-

holende Argumentationsmuster der Rspr. in den verschiedenen Fallkonstellatio-
nen. So wird nicht nur in Selbst- und Fremdgefährdung unterteilt, sondern auch 

innerhalb der Selbstgefährdungsproblematik verschiedene Typen, wie bspw. die 

Selbstgefährdung bei Todeserfolgsqualifikationen als eigene bedeutende Gruppe, 

die Unterlassensstrafbarkeit bei vorangegangener Selbstgefährdung und -schädi-

gung oder die Übertragbarkeit der Selbstgefährdungsdogmatik ins BtMG, gebil-

det. Erst diese Gruppierung ermöglicht es, die verschiedenen dogmatischen Be-
sonderheiten der unterschiedlichen Fallkonstellationen und Argumentationsmus-

ter zu erklären. Für die Darstellung der Entscheidungen unerlässlich ist ein kurzes 

Referat des Sachverhalts und der Besonderheiten dessen, sowie der 

Entscheidungsgründe, um dem Leser die induktiven Schlüsse nachvollziehbar 

darzulegen. Die Ergebnisse der Rechtsprechungsanalyse werden im Anschluss 

daran kurz zusammengefasst. 
 

Im ersten Teil der Arbeit wird zunächst auf die zurechnungshindernde Wirkung 

der eigenverantwortlichen Selbstgefährdung und -schädigung als Ausfluss des 

Selbstbestimmungsrechts des Opfers im Rahmen der Tötungsdelikte gem. §§ 211 

ff. StGB und der Körperverletzungsdelikte nach den §§ 223 ff. StGB einge-

5  Durchgesehen bezüglich einer eigenverantwortlichen Selbstgefährdung und einverständlichen 
Fremdgefährdung: Schönke/Schröder, StGB, 30. Auflage 2019; Leipziger Kommentar StGB, 
12. Auflage, Band 1 (2007), Band 6 (2010), Band 7/Teil 1 (2019), Band 7/Teil 2 (2015); Syste-
matischer Kommentar StGB, 9. Auflage, Band I (2017), Band IV (2017), Band V (2019);  
Fischer, StGB, 66. Auflage 2019; Nomos Kommentar StGB, 5. Auflage, Band 1 (2017), Band 
2 (2017), Band 3 (2017); Münchener Kommentar StGB, 3. Auflage, Band 1 (2017), Band 4 
(2017); Satzger/Schluckebier/Widmaier, StGB, 4. Auflage 2019. 



 

gangen. Zunächst soll die dogmatische Begründung für die Straflosigkeit der Mit-

wirkung an einer eigenverantwortlichen Selbstgefährdung dargestellt werden. 

Den Kern des ersten Teils bildet eine umfassende Rechtsprechungsauswertung 

zur Entwicklung der eigenverantwortlichen Selbstgefährdung in der höchst-

richterlichen Judikatur. 

Anschließend erfolgt die Darstellung der einverständlichen Fremdgefährdung, die 
ebenfalls ein selbstbestimmtes Opferverhalten darstellt. Die Einordnung dieser 

Rechtsfigur ist gleichfalls umstritten, so dass auch hier verschiedene Lösungs-

ansätze dargestellt werden. Es erfolgt eine Rechtsprechungsauswertung zu 

Entscheidungen, die schwerpunktmäßig die einverständliche Fremdgefährdung 

problematisieren. Im nächsten Schritt wird zu untersuchen sein, ob eine Unter-

lassungsstrafbarkeit denkbar erscheint, wenn dem Eintritt der Bewusstlosigkeit 
eine eigenverantwortliche Selbstgefährdung oder Selbstschädigung voran-

gegangen ist.  

Der zweite Teil der Abhandlung richtet den Blick auf die  

(Todes-)Erfolgsqualifikationen. Obwohl die Mitwirkung an eigenverantwort-

lichem selbstgefährdenden Opferverhalten ein Zurechnungsproblem darstellt, 

muss der besondere deliktsspezifische Gefahrzusammenhang der erfolgsqualifi-
zierten Delikte näher untersucht werden. Dies hat seinen Grund darin, dass die 

vorliegende Problematik der Selbstgefährdung von der Rspr. unter dem Gefahr-

zusammenhang zwischen Grunddelikt und Todeserfolg problematisiert und dis-

kutiert wird. Anschließend wird die Rechtsprechung bzgl. Todeserfolgs-

qualifikationen mit Opferselbstgefährdung bzw. -schädigung ausgewertet. Insbe-

sondere wird darauf eingegangen, wie sich der freiverantwortliche Suizid auf den 
Gefahrzusammenhang im Rahmen der Nachstellung mit Todesfolge gem. § 238 

Abs. 3 StGB auswirkt. Hierzu wird der BGH-Beschluss6 vom 15.02.2017 heran-

gezogen, untersucht und bewertet. Zuletzt wird der Zurechnungszusammenhang 

bei erfolgsqualifizierten Delikten im Betäubungsmittelstrafrecht untersucht. Hier-

bei wird auf die Anwendbarkeit der eigenverantwortlichen Selbstgefährdung im 

BtMG eingegangen und insbesondere das Schutzgut des BtMG näher beleuchtet. 
Auch hier erfolgt ein induktives Vorgehen im Hinblick auf Entscheidungen, die 

eine Selbstgefährdung des Opfers i.R.d. § 30 Abs. 1 Nr. 3 BtMG betreffen. 

6  BGHSt 62, 49 = NJW 2017, 2211 = StV 2018, 243 (Beschluss vom 15.02.2017, 4 StR 375/16). 



Im dritten und letzten Teil der Arbeit wird ein Blick auf das Verfassungsrecht 

geworfen und untersucht, unter welchen Voraussetzungen selbstbestimmte Ver-

haltensweisen wie die eigenverantwortliche Selbstgefährdung oder einverständ-

liche Fremdgefährdung eingeschränkt werden können. Hierbei sollen § 216 StGB 

und § 217 StGB – die beide selbstbestimmte Verhaltensweisen einschränken bzw. 

verbieten – auf ihre verfassungsrechtliche Legitimität überprüft werden. 
Die vorliegende Abhandlung soll ein Plädoyer für den Vorrang der Freiheit 

gegenüber des Rechtsguts Leben sein. Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit ist 

daher die These, dass die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts des Opfers 

keine strafrechtliche Verantwortlichkeit des Täters nach sich ziehen darf. 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 



 

1. Teil – Die zurechnungshindernde Wirkung der eigenverantwortlichen 
Selbstgefährdung und Selbstschädigung 
 
1. Kapitel - Die Lehre von der objektiven Zurechnung 

1. Grundlagen und Inhalt 

Die Kausalität soll die Verbindung zwischen der tatbestandlichen Handlung und 

dem tatbestandlichen Erfolg herstellen.  Trotz verschiedener Alternativ-

vorschläge7 hat sich vor allem in der Rechtsprechung8 die Äquivalenztheorie 

durchgesetzt. Nach der Äquivalenztheorie ist „Ursache jede Bedingung (Hand-

lung), über die nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der Erfolg in seiner 
konkreten Gestalt entfiele“9. Demnach werden alle Bedingungen als äquivalent 

angesehen.10 Konsequenz der Anwendung dieser Formel ist eine uferlose Aus-

weitung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Die früher geäußerte Kritik an 

dem weiten Anwendungsbereich der Bedingungstheorie ist jedoch rückläufig ge-

worden. Dies ist dem Umstand zu verdanken, dass Einigkeit darüber besteht, dass 

die Verwirklichung des objektiven Tatbestandes nicht nur am Merkmal der 
Kausalität erfolgen kann. Sie stellt vielmehr die erste Stufe zur Begründung der 

Unrechtsverwirklichung dar. Uneinigkeit besteht darüber, durch welches 

„haftungsbeschränkende Korrektiv“11 das Zwischenergebnis der Kausalität korri-

giert werden muss. 

Überwiegend12 wird diese Haftungsbeschränkung durch die Lehre von der objek-

tiven Zurechnung durchgeführt. Kritisch betrachtet wird die Lehre hingegen unter 
dem Gesichtspunkt, dass sie Problematiken des subjektiven Tatbestandes oder der 

Rechtswidrigkeit „systemwidrig“ im objektiven Tatbestand behandele.13 Sie habe 

7  Zur Lehre von der gesetzmäßigen Bedingung siehe Kühl, Strafrecht AT, § 4 Rn. 22 ff.; 
Sch/Sch/Eisele, StGB, Vor §§ 13 ff. Rn. 75; Zur Adäquanztheorie und Relevanztheorie vgl. 
Sch/Sch/Eisele, StGB, Vor §§ 13 ff. Rn. 87 ff.; Roxin, Strafrecht AT I, § 11 Rn. 39 ff. 

8  Vgl. BGHSt 1, 332; BGHSt 39, 195. 
9  Rengier, Strafrecht AT, § 13 Rn. 3. 
10  Roxin, Strafrecht AT I, § 11 Rn. 6. 
11  Sch/Sch/Eisele, StGB, Vor §§ 13 ff. Rn. 84. 
12  Vertreten von u.a. Mitsch, Jura 1993, 18 (19); Roxin, Strafrecht AT I, § 11 Rn. 44 ff.; Greco, 

ZStW 117 (2005), 519; Wessels/Beulke/Satzger, Strafrecht AT, Rn. 256 ff.; ablehnend  
hingegen u.a.: Gössel, GA 2015, 18 (23); Puppe, GA 2015, 203; Hirsch, in: FS-Lenckner,  
S. 119 (140 ff.); Kaufmann, in: FS-Jescheck, 1985, S. 251 (258 ff.). 

13  Kaufmann, in: FS-Jescheck, 1985, S. 251 (258 ff.); Samson, ZStW 99 (1987), 617 (633). 


